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G
erade hat Russland den sieb-
ten Jahrestag der Annexion
der Krim groß gefeiert. Der
sogenannten „Rückkehr in
den Heimathafen“ der ukrai-

nischen Halbinsel war am Donnerstag-
abend ein Konzert vor Zehntausenden im
Moskauer Luschniki-Stadion gewidmet,
mit einem der seltenen öffentlichen Auf-
tritte von Präsident Wladimir Putin. Das
Staatsfernsehen feierte Entwicklungen
auf der Krim etwa im Straßenbau. Es ver-
lor kein Wort über Probleme wie Enteig-
nungen und die Verfolgung von Annexi-
onsgegnern als „Terroristen“. Eine ande-
re Schwierigkeit, die Energieversorgung
der Halbinsel, bezeichnete Putin selbst
als gelöst. Doch dem wichtigsten Problem
der Krim widmeten sogar Putin und sein
Staatsfernsehen viel Zeit: dem katastro-
phalen Wassermangel.

Bis 2014 deckte die Krim, wo mehr als
zwei Millionen Menschen leben, 85 Pro-
zent ihres Süßwasserbedarfs über den
Nord-Krim-Kanal. Seit den siebziger Jah-
ren brachte er Wasser aus dem Fluss
Dnjepr auf die Halbinsel. Nach der Anne-
xion verringerte Kiew die Wasserzufuhr
und verschloss 2017 den Kanal mit einem
Damm, der jedoch geöffnet werden könn-
te. In Kiew wurde argumentiert, dass man
die Besatzer auf der zur Festung ausgebau-
ten Krim nicht auch noch mit Wasserliefe-
rungen unterstützen könne; außerdem
wurde ins Feld geführt, dass die Krim das
Wasser für 2013 noch nicht bezahlt habe.
Neue Versuche, sich auf Lieferungen zu ei-
nigen, scheiterten.

Die russischen Machthaber haben es
nicht vermocht, ausreichenden Ersatz für
das Wasser aus dem Dnjepr zu schaffen.
Hinzu kam eine Dürre in den vergange-
nen drei Jahren. Stauseen trocknen aus,
der Grundwasserspiegel sinkt, Böden ver-
salzen. Die Landwirtschaft musste umstel-
len, etwa Weizensorten anbauen, die we-
nig Wasser benötigen; Gurken und Toma-
ten werden nun aus der Türkei oder Aser-
baidschan importiert. Viele Bauern boh-
ren eigene Brunnen, was das Problem ver-
schärft. Eine weitere Einnahmequelle der
Krim ist Tourismus mit rund sechs Millio-
nen Besuchern im Jahr – aber auch er ver-
schärft die Wasserknappheit. Auch die Be-
wohner leiden. Wasser aus der Leitung
gibt es vielerorts nur zeitweise, etwa mor-
gens und abends je drei Stunden. Bewoh-
ner beschreiben die Flüssigkeit, die aus
der Leitung kommt, oft als bräunlich und
unbrauchbar. In der Hauptstadt Simfero-
pol und Umgebung erschienen Zisternen,
deren Wasser unbedingt abzukochen ist.
Im vergangenen September ließen die
Machthaber auf der Krim für viel Geld Sil-
beriodid in Wolken schießen, um Regen
hervorzurufen; das Ergebnis blieb unklar.

In Russland wird die Entscheidung des
sowjetischen Staats- und Parteichefs Niki-
ta Chruschtschow von 1954, die Halbin-
sel von der Russischen auf die Ukraini-
sche Sowjetrepublik zu übertragen, meist
als Trunkenheitslaune abgetan. In Wirk-
lichkeit gaben damals Gründe wie die
wirtschaftliche Anbindung und die Ener-
gieversorgung über die direkt angrenzen-
de Ukraine den Ausschlag. Jetzt ist man
in Moskau bemüht, Lösungen für „das
schärfste Problem“ (Putin) der Krim zu
präsentieren. Stolz wurde ein neues Was-
serentnahmewerk am Fluss Belbek vorge-
führt, das Spezialisten des Militärs bau-
ten. Das Wasser daraus soll helfen, die
Stadt Sewastopol zu versorgen. Russland
will außerdem Grundwasser unter dem
Asowschen Meer anzapfen, einem Neben-
meer des Schwarzen Meers; Mitte April

sollen Untersuchungen beginnen. Der rus-
sische stellvertretende Ministerpräsident
Marat Chusnullin versprach Putin in ei-
ner Videoschalte, unter dem Asowschen
Meer gebe es „riesige Reserven“ an Süß-
wasser. Auf der Krim selbst werde man
bis Ende 2021 weitere 17 Brunnen ins
Grundwasser bohren. Fachleute sehen da-
bei das Problem, dass diese Reservoirs
bald ausgeschöpft werden und dass Meer-
wasser das Süßwasser ersetzen dürfte.

Ein Regierungsplan mit einem Volu-
men von mehr als 500 Millionen Euro ist
vorgesehen, um Brunnen zu bohren, Was-
serleitungen zu reparieren und vor allem
um Meerwasserentsalzungsanlagen zu er-
richten. Letztere gelten als große Hoff-
nung. Aber dagegen machen sich die Be-
wohner stark, die der Qualität des Was-
sers misstrauen und Folgen für die Um-
welt fürchten. Der Wasserversorgungs-
fachmann Viktor Danilow-Daniljan von
der Russischen Akademie der Wissen-
schaften warnte vor der unüberlegten Pla-
nung von Entsalzungsanlagen, für die
Russland nicht genug Spezialisten habe,
und vor einer Zerstörung des Ökosys-
tems. Westliche Spezialisten dürften an
solchen Bauvorhaben auf der Krim sankti-
onsbedingt nicht mitwirken. All diese
Schwierigkeiten haben Russland immer
wieder zu wütenden Äußerungen über
Kiew veranlasst. So sprach Außenminis-
ter Sergej Lawrow am Donnerstag gegen-
über einem nach Moskau gereisten Vertre-

ter der Parlamentarischen Versammlung
des Europarats von einer „Wasserblocka-
de der Krim als humanitärem Verbrechen
und kollektiver Bestrafung der Bevölke-
rung der Halbinsel“.

Die Ukraine steht ihrerseits vor der Fra-
ge, ob sie die Wasserblockade aufrechter-
halten, als Geste an die Krim-Bevölke-
rung beenden oder in ein Verhandlungs-
paket über die russisch-ukrainischen Kon-
fliktfelder einbringen soll. Politiker wie
Regierungschef Denys Schmyhal hatten
mehrfach angeregt, flexibler zu sein, wa-
ren jedoch auch auf Kritik im Land gesto-
ßen. „Es gibt in der Wasserfrage keine ein-
fache Lösung“, sagte die stellvertretende
Ministerpräsidentin der Ukraine, Olga
Stefanischyna, am Freitag anlässlich des
Deutsch-Ukrainischen Wirtschaftsfo-
rums in Berlin. „Nach dem Völkerrecht
ist es jedoch die Verantwortung Russ-
lands, die Bedürfnisse der Menschen auf
dem annektierten Gebiet zu decken.“ Ste-
fanischyna zufolge waren die Probleme
rund um die Krim in Berlin Gegenstand
aller Gespräche mit deutschen Politikern.

Die Ukraine versucht, das Thema stär-
ker zu internationalisieren. Zum Jahres-
tag der Annexion haben die Außenminis-
ter der G-7-Staaten und die EU in einer
Erklärung „Russlands fortgesetzte Aktio-
nen mit dem Ziel, die Souveränität, terri-
toriale Integrität und Unabhängigkeit zu
untergraben“, gemeinsam verurteilt. Man
unterstütze diese Werte mit Blick auf „die

Ukraine in ihren international anerkann-
ten Grenzen“. Russlands „vorübergehen-
de Besetzung“ der Krim werde keine An-
erkennung finden. Russland müsse auch
die Menschenrechte der Bevölkerung
dort, darunter die der Krimtataren, re-
spektieren und widerrechtlich Inhaftierte
freilassen. Auch begrüßen die G-7-Minis-
ter die Initiative des ukrainischen Präsi-
denten Wolodymyr Selenskyj, ein Ge-
sprächsformat namens „Krim-Plattform“
zu schaffen. Mit einem Gipfeltreffen meh-
rerer Staaten in Kiew am 23. August soll
die Plattform gegründet werden. Bisher
wird die Krim-Frage vom Konflikt im
Donbass getrennt behandelt und ist nir-
gendwo Verhandlungsgegenstand.

Leonid Krawtschuk, Kiews Chefunter-
händler in den laufenden Minsker Ver-
handlungen über die umkämpfte Don-
bass-Region im Osten der Ukraine, erin-
nerte jetzt an die immer stärkere Militari-
sierung der besetzten Halbinsel und be-
kräftigte: „Die Ukraine wird nicht ein-
fach so Wasser auf die Krim liefern.“
Man wisse ja nicht, ob es in den Bewässe-
rungsanlagen oder in den militärischen
Betrieben lande. Die Wasserfrage, so der
einstige Präsident der Ukraine, könne
Russland zu „neuen Angriffen oder ag-
gressiven Akten“ verleiten, etwa dazu,
eine Art Korridor tiefer ins ukrainische
Festland zu erobern. Doch zu Wasserlie-
ferungen zwingen lasse sich das Land auf
diese Weise nicht.

Feier des Besatzers: Anhänger von Wladimir Putin am siebten Jahrestag der Annexion der Krim in Sewastopol   Foto AP

Ihren Wahlkampf planen sie im elften
Stock des Hotels „Jerusalem Garden“ hin-
ter der Autobahnabfahrt. Trolleys voll
aufgerollter Wahlplakate und Kisten mit
T-Shirts stapeln sich in den Hotelzim-
mern. Seit Israel die Pandemie zurückge-
drängt hat, sind auch die Hotels wieder
offen. Ein grüner Pass ermöglicht
Geimpften und Genesenen den Zutritt.
In der Lobby überprüft der Portier kei-
nen grünen Pass, es wird keine Tempera-
tur gemessen, ebenso wenig wie anders-
wo im ganzen Land. Wozu auch noch?
Die allermeisten Erwachsenen sind in Is-
rael geimpft. Das öffentliche Leben be-
ginnt wenige Tage vor der Parlaments-
wahl. Für den Straßenwahlkampf bleibt
wenig Zeit, und Lust auf Wahl hat kaum
jemand. Von Ministerpräsident Benja-
min Netanjahu abgesehen, der dafür ge-
sorgt hat, dass Israel zum vierten Mal bin-
nen zwei Jahren wählt. Seine Chancen
stehen gut, am Dienstag gegen eine zer-
splitterte Opposition zu gewinnen, zu-
mindest nicht von der Macht vertrieben
zu werden. Die letzten Umfragen geben
weder dem Block für noch dem gegen
Netanjahu eine Mehrheit.

„Wir sind nah am Unentschieden“, sagt
Yael De-Lange in ihrem zum Büro um-
funktionierten Hotelzimmer. In Jerusa-
lem führt De-Lange 500 Aktivisten der
Jesch-Atid-Partei in den Wahlkampf. De-
Lange sagt, das heiße, keine der beiden
stärksten Parteien werde genug Koaliti-
onspartner finden, um eine Regierung zu
bilden. Allein wird es ohnehin niemand
schaffen: Netanjahus Likud liegt bei 25
Prozent, Jesch Atid bei gut 15 Prozent.
Ein Dutzend Parteien könnten es über die
3,25-Prozent-Hürde schaffen. Das deutet
auf lange Koalitionsverhandlungen ohne
konkrete Machtoption hin und, falls die
Frist zur Koalitionsbildung verstreicht,
auf eine neuerliche, fünfte Wahl im Som-
mer. Während der ganzen Zeit bliebe der
in drei Korruptionsfällen angeklagte Net-
anjahu im Amt.

Jesch Atid ist den letzten Umfragen zu-
folge zweitstärkste Kraft. „Wir sind die ty-
pische Zentrumspartei“, sagt De-Lange.
Seit der Gründung 2012 ist sie dabei; da-
mals hatte der säkulare Fernsehmodera-
tor Jair Lapid die Partei ins Leben geru-
fen. Anders als viele andere Parteichefs
blieb Lapid vergangenes Jahr seinem Ver-
sprechen treu, nicht in eine Koalition mit
Netanjahu einzutreten. Lapids Wahl-
kampf dreht sich darum, Netanjahu abzu-
lösen, aber nicht um die Bewerbung als Mi-
nisterpräsident.

Yael De-Lange sagt, sie verkörpere
selbst das, wofür ihre Partei, wofür eigent-
lich ganz Israel stehe. In einem religiösen
Haushalt an der Grenze zum Libanon in ei-
nem genossenschaftlichen Dorf aufge-
wachsen, gehörte sie früher der Arbeits-
parteijugend an. Einer ihrer Söhne lebe ul-
traorthodox, ein anderer Sohn sei Mit-
glied einer kommunistischen Partei. „Wir
sind eine liberale Familie“, sagt sie. Dass
Netanjahus Wahlbotschaft Lapid als „Lin-
ken“ und damit als Hauptgegner darstelle,
empört sie. Zwar trete man in der Palästi-
na-Frage für eine Zweistaatenlösung ein,
doch sei für Lapid wie für sie klar: Jerusa-
lem werde nicht mehr geteilt und das be-
setzte Jordantal nicht mehr hergegeben.
Dass man dafür von Netanjahu-Anhän-
gern als „Verräter“ dargestellt werde, ob-
gleich man Kriegsversehrte in der Familie
habe, trifft sie so hart, dass ihre Worte er-
sticken. „Heute ist alles erlaubt.“

Das Lager der Opposition

ist zersplittert

Netanjahus zweite Botschaft ist eigentlich
die Impfkampagne des israelischen Ge-
sundheitsministeriums: „Zurück zum Le-
ben“. Unter diesem Slogan stand Netanja-
hu, die Hände jubelnd in die Höhe ge-
streckt, im Konfettiregen. Dann erklärte
das Oberste Gericht die parteipolitische
Verwendung des Regierungsprogramms
für illegal. Netanjahu ließ einen Buchsta-

ben des Plakats ändern: „Wieder Lächeln“
heißt der Slogan jetzt. Die Erinnerungen
an die höchsten Infektionszahlen der
Welt, die Israel zwischenzeitlich aufwies,
sind noch nicht verblasst. Tausende Ge-
schäfte mussten für immer schließen.
Aber jeder sieht auch den Erfolg des Impf-
programms. Netanjahu schreibt ihn sich
persönlich zu. Und doch hat das dem Li-
kud in den Umfragen nicht weiter in die
Höhe verholfen. Eine kleine, aber klare
Mehrheit der Israelis will Netanjahu wei-
terhin gehen sehen. Das hat auf der Rech-
ten dazu geführt, dass der ehemalige Li-
kud-Minister Gideon Saar die Partei ver-
ließ und mit seiner Liste „Neue Hoffnung“
gegen Netanjahu antritt, die ideologisch
wenig voneinander trennt.

Doch die kleinen Oppositionsparteien
sind selbst gespalten. Die linke Meretz-Par-
tei und die Arbeitspartei der einzigen
weiblichen Parteivorsitzenden, Merav Mi-
chaeli, lehnten eine Fusion ab und kratzen
an der Sperrklausel. „Das, was früher der
Kern der Arbeitspartei war, das ist ideolo-
gisch gesehen heute Jesch Atid“, sagt De-
Lange. Auch der arabische Parteiverbund
hat sich gespalten, und solange fast alle
Parteien eine Koalition mit arabischen
Parteien verweigern, die umgekehrt nicht
zu einer Regierungsbeteiligung bereit
sind, so lange kann eine Regierung gegen
Netanjahu schwerlich gebildet werden.

„Diese Wahl sieht besser aus für Bibi“,
sagt ein Likud-Mann, der den Ministerprä-
sidenten beim Spitznamen nennt. Haupt-
gegner sei die Wahlmüdigkeit nach drei
Wahlen und der Pandemie. Und das Ab-
schneiden der kleinen Parteien wird mit-
entscheiden. „Es geht um hier und dort ei-
nen Sitz, jede Stimme zählt.“ Deshalb war
Netanjahu auf der extremen Rechten be-
reit, den Zusammenschluss einer Siedler-
Splitterpartei, einer der Homophobie ver-
schriebenen Partei und der rassistischen
Partei Otzma Jehudit zu befördern, um die-
se zusammen als Liste „Religiöser Zionis-
mus“ gemeinsam über die 3,25-Prozent-

Hürde zu heben. Otzma Jehudit tritt für
die Vertreibung von „nicht loyalen“ Paläs-
tinensern und arabischen Israelis und für
die vollständige Annexion des besetzten
Westjordanlands ein.

Streit über Subventionen

für die Ultraorthodoxen

Wenn es mit Otzma Jehudit, den bisher
treuen Ultraorthodoxen und der Rechts-
partei Jamina reicht, deren Vorsitzender
Bennett einst Büroleiter Netanjahus war,
dann dürfte es eine Mehrheit für Netanja-
hu geben. „Bibi würde Bennett alles dafür
geben, was er will“, sagt der Likud-Mann.
Bennett hat sich noch nicht erklärt und
könnte Zünglein an der Waage spielen.
Und da der Korruptionsprozess gegen
Netanjahu noch mindestens drei Jahre
weitergehe, spiele dieser keine Rolle,
heißt es. Bennett hat ausgeschlossen, un-
ter Lapid zu dienen, gleichzeitig aber ver-
sprochen, kein Gesetz zu unterstützen,
das Netanjahu Straffreiheit verschaffen
würde. Lapid wiederum hat erklärt, sich
auch einem anderen Ministerpräsidenten
unterzuordnen, sofern dieser nicht Netan-
jahu heiße. Denn der plane eine „rassisti-
sche Regierung der Dunkelheit“, so La-
pid. „Eine Regierung, die das Geld der ar-
beitenden Bevölkerung nimmt und an die
verteilt, die nicht arbeiten.“ Lapid meint
die in Israel rasant wachsende ultraortho-
doxe Bevölkerung, die massive Subventio-
nen durch den Staat erhält. Er selbst ver-
spricht eine „normale, anständige, funk-
tionierende Regierung“.

Netanjahu verkündet, nach den Impfun-
gen die Wirtschaft in Gang zu bringen. Er
verweist süffisant auf einen Satz Lapids,
den dieser im Herbst gesagt hatte: „Im Ja-
nuar wird vielleicht eine Schachtel mit
fünf Impfdosen ankommen, und der Rest
kommt nach allen anderen hier an.“ Es ka-
men Millionen. Eigentlich sei es ihm egal,
ob Bibi gewinne oder nicht, sagt ein jun-
ger Israeli bei Sonnenschein in Tel Aviv.
Hauptsache, der Strafprozess gehe weiter.

Die Krim trocknet aus

Keiner impft wie Bibi
Israel wählt schon wieder – für Ministerpräsident Netanjahu sieht es gut aus / Von Jochen Stahnke, Jerusalem

Der von Russland besetzten Halbinsel fehlt der Zugang zu ausreichend
Trinkwasser. Kiew könnte Nachschub liefern. Aber es weigert sich.

Von Gerhard Gnauck, Warschau, und Friedrich Schmidt, Moskau

BRIEFE AN DIE HERAUSGEBER

Leserbriefschreiber Engelbert Plass-
mann fragt in der F.A.Z. vom 13. März
„Was ist ,bräsig‘?“ auf den Kommentar
von Jasper von Altenbockum „Reagie-
ren reicht nicht“ (F.A.Z. vom 4. März)
und hat in der F.A.Z. vom 18. März von
Martin Bollacher schon eine Antwort
bekommen („Der bräsige Gutsinspek-
tor Bräsig“).

Hier sei noch der Griff zu einem der
großräumigen Dialektwörterbücher
des Deutschen empfohlen, die die im
Norden, Nordwesten und Nordosten
der Bundesrepublik gesprochenen
Mundarten dokumentieren.

Dafür in Frage käme etwa das Nie-
dersächsische Wörterbuch, das in Bd.
2, S. 704 unter dem Lemma „bräsig“ als
Hauptbedeutung „prahlerisch, protzig,
herausfordernd“ anführt und dabei un-
ter anderem auf das Lüneburger Wör-
terbuch, den „Kück“, verweist; dieser
bietet in Band 1, Sp. 223 mit den Lem-
mata „bräsich“, „brössich“ die Bedeu-
tungen „großtuerisch, sich aufspie-
lend“. Auch das Schleswig-Holsteini-

sche Wörterbuch, der „Mensing“, kennt
dieses Wort; er verzeichnet es in Band
1, Sp. 507 f. unter den Lemmata „brar-
sig“ und „braschig“ mit den Bedeu-
tungsangaben „dummstolz“, „eingebil-
det“, „prahlerisch“, „protzig“. Unter
dem Lemma „brœsig“ liefert das Meck-
lenburgische Wörterbuch, der „Wossid-
lo-Teuchert“, in Band 1, Sp. 1152 mit
„kräftig, frisch, munter, wohlgenährt“
sowie „frisch, rot aussehend“ und „mun-
ter, herausfordernd“ eher positiv konno-
tierte Bedeutungsnuancen.

In der nicht nur aus norddeutscher
Sicht höchst treffenden Wendung „büro-
kratische Bräsigkeit“ gehen die Bedeu-
tungen „dummstolz“ und „sich aufspie-
lend“ negativ konnotiert zusammen –
in einem Urteil, das die meisten Leser
des am 4. März erschienenen Kommen-
tars „Reagieren reicht nicht“ von Jas-
per von Altenbockum nicht zuletzt we-
gen des durchaus gelungenen alliterie-
renden Wortgebrauchs wohl gut ver-
standen haben.

DR. BARBARA SCHEUERMANN,

GÖTTINGEN

Zum Artikel „Demokratie, Nationalso-
zialismus und eine umgekehrte Dolch-
stoßlegende“ (F.A.Z. vom 17. März):
Hedwig Richters Publikationen zum
Kaiserreich und dessen Ort in der deut-
schen Demokratiegeschichte haben
eine heftige geschichtspolitische Kon-
troverse ausgelöst. Man könnte den An-
stoß, den sie gegeben hat, fruchtbar
nennen, ginge es in der Debatte um die
Frage nach Spielarten von Demokratie
und um die Historizität von Demokra-
tievorstellungen. Stattdessen aber be-
obachten wir einen Konflikt darüber,
ob das Kaiserreich nach heutigen
Maßstäben als „demokratisch“ (oder
doch zumindest so demokratisch wie
vergleichbare Staaten der Zeit) gelten
sollte.

Fachwissenschaftlich dürfte diese
Debatte recht unergiebig sein. Tatsäch-
lich werden Richters Publikationen in
der Fachcommunity deutlich skepti-
scher aufgenommen als von Teilen des
politischen Feuilletons, was auf die –
leicht erklärbar und für sich genom-
men auch nicht problematisch – unter-
schiedlichen Rezeptionslogiken zurück-
zuführen ist.

Nun hat Patrick Bahners zwei Histo-
riker heftig kritisiert, die aus wissen-
schaftlicher Perspektive zu sehr kriti-
schen Einschätzungen von Richters
jüngstem Buch gelangt sind. Es ist das
gute Recht von Bahners, für das Feuille-
ton ein eigenes Urteilsvermögen zu be-
anspruchen. Unverständlich aber ist

die Verve, mit der er Andreas Wir-
sching und Christian Jansen angeht.
Geradezu irritierend sind Bemerkun-
gen zum Amt Wirschings (als Direktor
des Instituts für Zeitgeschichte „einer
der mächtigsten Männer der Ge-
schichtswissenschaft“) und seiner wis-
senschaftlichen Biographie („Schüler
des Strauß-Biographen Horst Möller“).
Wozu soll das dienen? Soll Richter, gut
etabliert als ordentliche Professorin
der Bundeswehr-Universität, vor dem
„mächtigsten Mann“ in Schutz genom-
men werden? Was trägt der Verweis
auf das Œuvre des Vorgängers zum Ver-
ständnis bei, was der Verweis auf die
Finanzierung des Rezensionsorgans
„Sehepunkte“ durch den Freistaat Bay-
ern? Ärgerliche Insinuationen.

Liest man Wirschings Rezension, so
wird man kaum umhinkommen, die
Sorgfalt und Ausführlichkeit in der Be-
gründung seiner Einwände anzuerken-
nen. Mit persönlichen Angriffen auf
Hedwig Richter hat das nichts zu tun.
Wenn die Fürsprecher von Richters Po-
sitionen keine besseren Argumente ha-
ben (die nicht durch Verweis auf einen
Tweet, sie habe „doch vollkommen
recht“, ersetzt werden können), dann
dürften sie ihr einen Bärendienst erwei-
sen und die gerade erst begonnene ge-
schichtspolitische Debatte rasch in
eine Sackgasse führen.

PROFESSOR DR. GABRIELE METZLER,

HUMBOLDT-UNIVERSITÄT ZU BERLIN, BERLIN

Zur Glosse „Brexit-Minus“ (F.A.Z.
vom 13. März): Philip Plickert ist recht
zu geben, wenn er schreibt, dass es für
eine abschließende Bilanz des Brexits
noch viel zu früh sei. Die Entschei-
dung der Briten, die EU zu verlassen,
war von großer historischer Bedeu-
tung und kann letztlich nur in histori-
schen Zeiträumen beurteilt werden.
Dass er sich am Ende seiner Ausfüh-
rungen dann doch zu der Aussage ent-
schließt, „am Ende werde ein Minus
stehenbleiben“, erscheint mir so gese-
hen ziemlich waghalsig.

Wer kann denn wirklich heute schon
ausschließen, dass es findigen und
kreativen Unternehmern auf beiden
Seiten des Kanals nicht doch gelingt,
dass der Brexit auch wirtschaftlich ein
gutes Ende nimmt? Aber auch aus ei-

nem anderen Grund halte ich den Be-
griff „Brexit-Minus“ als Überschrift un-
glücklich gewählt, denn der Brexit be-
trifft doch sehr viel mehr Lebensberei-
che der Briten als nur die Wirtschaft.
Vor dem Hintergrund des Impfstoffbe-
schaffungsdesasters durch die EU hat
der Brexit beispielsweise vielen Briten
das Leben gerettet, denn die Briten
nahmen die Impfstoffbeschaffung
selbst in die Hand, und das Impftempo
in Großbritannien ist schon seit Wo-
chen ungleich höher als in den Län-
dern der EU; dagegen sind die Zoll-
und Abwicklungsprobleme in Dover
Peanuts. Diese Erkenntnis mag vor al-
lem für diejenigen bitter sein, die vor
lauter Begeisterung für die EU nachts
nicht mehr durchschlafen können.

WOLFGANG FLÜGEL, SEEHEIM-JUGENHEIM

Zu „Permanente Eskalation – Moskaus
Zorn über Deutschlands Hilfe für Na-
walnyj trifft Diplomaten und Journalis-
ten“ von Friedrich Schmidt (F.A.Z.
vom 17. März): Das Dilemma der Re-
gelgebundenheit deutscher Außenpoli-
tik angesichts der russischen Eskalati-
on des Zorns betrifft das freie Europa
in einem Epochenwandel, der von he-
gemonialen Regelverletzungen autori-
tärer Herrschaften geprägt ist.

Die Causa Nawalnyj und der Fall
Hongkongs sind ja nur aktuelle Beispie-
le dieser stehenden Welle ständiger Er-
schütterungen, die alle Illusionen von
der Wandelbarkeit autoritärer Systeme
beseitigt. Es gibt zwar die Hoffnung,
dass der Ernst der Lage endlich verstan-
den wurde, seit am 20. Januar in den
Vereinigten Staaten das Überleben der
mächtigsten Demokratie am Abgrund
stand. Aber ob am deutschen Rhein,
wo einst eine mächtige römische Gren-
ze verlief, dieser Wake-up-Call in sei-
ner ganzen Bitterkeit verstanden wur-
de? Obwohl man gerade dort aus der
Geschichte lernen könnte, nämlich
vom altrömischen Tacitus.

Man darf ihm zwar keine Russland-
oder China-Kennerschaft unterstellen,
aber seine Analyse zu „Macht und Ma-
chenschaften“ in der römischen Außen-
politik lässt sich trotzdem direkt auf

heute übertragen. Er konnte auf eine
800-jährige erfolgreiche Republik zu-
rückschauen, die bis dahin nie die Fä-
higkeit verloren hatte, aus schwersten
Krisen sogar gestärkt hervorzugehen.
Etwas musste Rom also richtig ge-
macht haben. Seine Analyse, geschrie-
ben in der Germania und bis heute un-
widerlegt, lautet: „Es ist ein Irrtum, zu
glauben, dass man zwischen herrsch-
süchtigen und zugleich mächtigen Völ-
kerschaften in Ruhe dahinleben kann.
Denn wo die Faust regiert, sind Mäßi-
gung und Rechtlichkeit Worte, deren
Auslegung der Stärkere bestimmt.“
(Cherusker, Kap. 36). Ersetzen wir den
Begriff „Völkerschaft“ durch „autoritä-
re Machthaber“, so brauchen wir die-
ser prägnantesten Analyse aller Zeiten
nichts mehr hinzuzufügen.

Regelgebundenheit, wohlverstanden
als Rechtlichkeit und Mäßigung im Sin-
ne der Menschenrechtscharta, muss
mit der Kraft der Handlungsfähigkeit
unterfüttert werden. Tacitus hatte so-
gar den Edelmut, dem ärgsten Feind
Roms seit der Varusschlacht, dem Che-
ruskerfürsten Arminius, ausdrücklich
seinen persönlichen Respekt zu bekun-
den, gegenüber den laschen Zeitgenos-
sen in seinem Rom (honi soit qui mal y
pense angesichts moderner Armins un-
ter den Nachfahren der Cherusker).
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